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Organ des Verbands schweiz. Konsumvereine 
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Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 

behaupten: und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 


schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im XX. Jahrhundert. 
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Bäckerei der Allgemeinen Nonſumgenoſſenſchaft 
Schaffhauſen. 
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Redaktion Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. Verlag: 
u. Administration: Abonnementspreis Fr. 4.— per Jahr, Fr. 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 
| . 7 ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6.50 per Jahr. Konsumvereine 


ch. H.B.M. Basel. N g. Hagen, Basel 1903. 


— 


bieten 


gie 4. ⸗prozentigen Obligationen 


des Verbands ſchweizeriſcher Ronſumvereine in Bafel und bietet dieſer die denkbar größte Sicherheit 
für eine ſolide Geldanlage. 
Korporationen Gelder gegen Ausgabe von Obligationen mit halbjährlichen Zinscoupons ent— 


Derſelbe nimmt fortwährend von einzelnen Perſonen, Vereinen, Verbänden und anderen 
gegen. Der Zinsfuß beträgt 


4˙ͤ Prozent. 


Die Obligationen werden je nach Wunſch der Einleger auf den Namen oder den Inhaber und 
auf 1, 3 oder 5 Jahre feſt, ausgeſtellt. Die Geldanlage im Verband ſchweizeriſcher Konſum— 
vereine dient dem eminent gemeinnützigen Zwecke, die Exiſtenz der Konſumenten leichter zu geſtalten. 

Proſpekte über die Obligationen können bei der Verwaltung des Verbands ſchweizeriſcher 
Konſumvereine in Baſel, Thierſteinerallee 14, bezogen werden. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


nötigen Fähigkeiten besitzen, um diesem Geschäftszweige mit einem 

Nachfrage. Jahresumsatz von Fr. 100,000 — selbständig vorstehen zu können. 

4 1 Eintritt so bald als möglich, spätestens aber am 1. Sep- 

Schuhwaren- Verkäuferin. tember 1909. Schriftliche Offerten sind unter Angabe des Alters. 


Die Konsumgenossenschaft Solothurn sucht der bisherigen Beschäftigung, sowie der Gehaltsansprüche, unter 
für ihr Schuhwarengeschäft eine kautionsfähige, erste Ver- | Beilage von Zeugnissen zu adressieren an die Verwaltung der 
Käuferin. Dieselbe muss der deutschen und französischen Sprache | Konsumgenossenschaft Solothurn. Persönliche Vorstellung bis auf 


vollkommen mächtig und durchaus branchenkundig sein, sowie die | weiteres nicht erwünscht 
Verband ſchweig. Konſumvereine. Verband ſchweiz. Ronſumvereine. 


An die 


Nn die Perbandsvereine des VIII. Kreiles. 
Verbandsvereine der Kreiſe XV und XVI. 


Einladung zur Xreiskonferen 


80 Sinladung 
Sonntag den 6. Zuni, vormittags 10 Uhr, im Reſtaurant Ei \ adung 
zum „Nebſtock“ in Alaiſprach. a 
15 gemeinſchaftlichen Kreiskonferenz, 

1. Appell Fang | auf Sonntag den 6. Zuni a. c. in das Hotel „Central“ 

2 Protokoll. in Nagaz. Beginn punkt 10 Uhr vormittags. 

3. Bericht der Propagandakommiſſion. | 

4. Bericht über die Marktlage. | Traktanden: 

5. Beratung der neuen Verbandsſtatuten. 9 9 ee 

6. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. . 1100 O. Sch ee 

7. Verſchiedenes. Bericht über die Marktlage, Wareneinkäufe. 

Wie üblich, ſoll im Verſammlungslokal ein Mittag- Unvorhergeſehenes. 

eſſen eingenommen werden zum Preiſe von Fr. 2. 50 ohne Zu zahlreichem Beſuche laden höfl. ein 
Wein. Es iſt daher dringend nötig, daß die Vereine A 
dem Vorſtande der Produktions- und Konſumgenoſſenſchaft Die Kreisvorſtände. 


Maiſprach z. H. des Wirtes bis längſtens 1. Juni die 
Zahl der Teilnehmer an dieſem Mittageſſen bekannt geben. 


Zu zahlreichem Beſuche ladet ein Das Sekretariat des Verbands ſchweiz. Konſumvereine 
%% ER IUOO 5 ara des VIN. Kreiſes: . empfiehlt ſich zur Lieferung 
Der Präſident: Zoſ. Better. genoſſenſchaftlicher Literatur jeder Art. 


Niederurnen und Chur, 25. Mai 1909. 


ug TE 


NT — 


er: UGS 


Schug ei 


— 


N Cr? 
ZU, 
N’ N 
PS 8 
n 


N 


m Sa 


IX. 8 


SICH IS TREE II TZ2EETEER 
EI N 2 


r 7 


Kon um deren) 


2 Oulan des Parbnds neh Konfumvereie. g 


en den 5, Sn 1909. 


Kr 

— 

cn 
— 


—— 
— 


Einladung 
zur 
I. ordentlichen Delegiertenverſammlung 


In Ausführung von $ 28 der Verbandsſtatuten macht 
der Verbandsvorſtand hiermit bekannt, daß er die dies— 
jährige ordentliche Delegiertenverſammlung auf den 

12. und 13. Juni nach Zürich 
einzuberufen beſchloſſen und dafür folgende Tagesordnung 
feſtgeſtellt hat: 

1. Eröffnungsrede des Präſidenten. 
2. Wahl eines Vizepräſidenten und der Stimmenzähler. 

3. Entgegennahme des Jahresberichts und der Jahres— 

rechnung. Referent: Herr E. Angſt. 

4. Beratung und Beſchlußfaſſung über die neuen Sta— 
tuten. Referent: Herr Dr. Schär. 

Antrag des Verbandsvereins in Bern. 
Verbandsvereins in Bern: (2) 
Die Delegiertenverſammlung möge, geſtützt auf ihre in 5 29, 
Alinea 9, der Verbandsſtatuten enthaltene Befugnis, eine 
beſondere Kommiſſion mit dem Auftrag niederſetzen, die nach 
folgenden drei Fragen zu unterſuchen und über deren Befund 
nach Abſchluß der Unterſuchung den Verbandsvereinen Mit— 
teilung zu machen: 

War der Verbandsvorſtand am 24. November 1907, als er 
den Austritt des Herrn Dr. H. Müller aus ſeinem Amte als 
Verbandsſekretär auf den 31. Dezember 1907 feſtſetzte, im 
Falle, eine vom letzteren gegebene Demiſſion anzunehmen, 
oder hatte ſein Beſchluß die Begründung einer Amtsentſetzung? 

2. War die Begründung, die der Verbandsvorſtand ſeinem Be- 
ſchluß in ſeinem Schreiben vom 13. Januar 1908 an Dr. § 
Müller gegeben hat, ſtichhaltig und den Tatſachen entſprechend? 

War der Verbandsvorſtand berechtigt, Herrn Dr. H. Müller 
auf ſein Schreiben vom 5. März 1909 jede weitere Antwort 
zu verweigern? 

Referenten des Verbandsvorſtandes: Herren E. Angſt 
und J. Perrenoud. 

6. Wahl von 6 Mitgliedern des Verbandsvorſtandes und 
des Verbandspräſidenten gemäß § 33 der Statuten. 
(Im Austritt befinden ſich die Herren Dr. Kündig und 
E. nit (Baſel), J. Bowald (Olten), K. Frey (Frauen— 
feld), J. Perrenoud (Chaux⸗ ⸗de-Fonds), ferner wäre 
zu erſetzen Herr Dr. O. Schär GGaſeh. Eventuell: 
Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrates und deſſen 
Präſidenten, ſowie des Ausſchuſſes, gemäß SS 29—33 
der neuen Statuten. 

Reſolution betreffend die Eingabe des Handels- und 
Induſtrievereins an den Bundesrat. (Beteiligung von 
Bundesbeamten an der Verwaltung von Konſum— 
vereinen.) Referent: Herr Dr. Schär. 

8. Wahl der Kontrollſtelle und des Ortes der nächſten 

ordentlichen Delegiertenverſammlung. 
Baſel, 22. Mai 1909. 
Namens des Verbandsvorſtands, 
Der Sekretär: Der Präſident: 
Alrich Meyer. Dr. A. Kündig. 
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Die Statutenrevifion des Verbandes. 


Drei Mal jeit jeiner Gründung im Januar 1890 hat 
ſich der Verband ein neues Grundgeſetz gegeben und jedes 
dieſer Grundgeſetze bedeutet eine wichtige Etappe in der 
Entwicklung desſelben. Zum vierten Mal ſteht er nun im 
Begriffe, die Statuten den veränderten Verhältniſſen und 
der Möglichkeit weiterer Ausdehnung anzupaſſen und wir 
wollen hoffen, daß dieſe Aufgabe, die der am 12.13. Juni 
in Zürich ſtattfindenden Delegiertenverſammlung obliegt, 
in erſprießlicher und weitſichtiger Weiſe gelöſt wird. 

Die erſten Statuten vom Jahre 1890, nach 
denen die angeſchloſſenen Genoſſenſchaften in einem loſen 
Verband in der Rechtsform eines Vereines zur Verfolgung 
hauptſächlich wirtſchaftspolitiſcher Ziele organiſiert waren, 
erwieſen ſich ſofort als ungenügend, als der Verband in 
Ausführung der Beſchlüſſe der Berner Delegiertenver— 
ſammlung von 1892 den Kreis ſeiner Tätigkeit auch auf 
die Warenvermittlung auszudehnen beſchloß. 

Die Umwandlung des Vereins in die Rechtsform 
einer Genoſſenſchaft, die durch die Statutenreviſion 
vom Jahre 1893 erfolgte, war die notwendige Kon— 
ſequenz der Ausdehnung des Wirkungskreiſes, ebenſo die 
Beſchaffung eines Anteilſcheinkapitals. Trotzdem im Jahre 
1896 eine Zwiſchenreviſion vorgenommen wurde, um die 
finanziellen Kräfte des Verbandes durch Kreierung eines 
Garantiekapitals zu ſtärken, war eine Totalreviſion bald 
wieder unvermeidlich; die Ausdehnung der Geſchäfte machte 
es ſpeziell wünſchbar, daß die Leitung des Verbandes nicht 
mehr ausſchließlich dem Konſumverein in Baſel, der als 
Vorort jeweils den fünfgliedrigen Verbandsvorſtand beſtellte, 
übertragen ſei, jondern daß, um das Intereſſe aller jchwei- 
zeriſchen Genoſſenſchaften an dem Wohlergehen des Verbandes 
zu ſtärken, auch Delegierten aus anderen Konſumvereinen 
Gelegenheit geboten ſei, an der Leitung des Verbandes 
mitzuwirken. Durch die Statutenreviſion vom 
Jahre 1898, die in Chur nach einläßlichen Beratungen 
vorgenommen wurde, war die Leitung des Verbandes 
einem 15gliedrigen Vorſtand, wovon die 5 Basler Mit- 
glieder die Direktion bildeten, übertragen worden und unter 
dem Regime dieſer Statuten, die auch ſonſt verſchiedene 
glückliche Neuerungen gebracht haben, hat der Verband 
die bekannte glänzende Entwicklung genommen. Damals 
umfaßte der Verband nur 89 Vereine, heute ſind es über 
300, der Umſatz hat ſich von Fr. 2,100,000 auf Fr. 17,050,000 
gehoben und die Zahl der im Dienſte des Verbandes 
ſtehenden Perſonen vermehrte ſich von 11 auf 201 Ende 1908. 

Dieſe erfreuliche Entwicklung der Verbandsinſtitute, 
die ſich im Rahmen der Organiſation von 1898 vollzog, 
weckte bald das Bedürfnis nach einer umfaſſenden Reviſion 
der Statuten, ohne daß jedoch letztere verwirklicht werden 
konnte. 

1902 in Baden und 1904 wurden zwar unweſentliche 
Statutenreviſionen vorgenommen, die Grundlagen der 
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Organiſation von 1898 aber unverändert gelaffen. In 
Baden wurde die Vorſchrift der SS 4, 38, 47—49 einiger- 
maßen abgeändert, als hauptſächlichſte Neuerung ſei die 
Möglichkeit, die Zahl der Verbandsverwalter und Verbands— 
ſekretäre zu vermehren, hier erwähnt. 1904 in Lieſtal 
wurden, um den Beitritt der Vereine zum Verbande zu 
erleichtern, die Jahresbeiträge abgeſchafft. 

Daß es nicht damals ſchon zu einer Totalreviſion 
kam, hatte ſeinen Grund nicht etwa darin, daß eine ſolche 
nicht als notwendig empfunden wurde, im Gegenteil; der 
Verbandsſekretär hatte in den Jahren 1902 — 1904 ver⸗ 
ſchiedene Entwürfe zu neuen Statuten ausgearbeitet und 
in dieſen Jahren in den Kreiskonferenzen über die ihm 
notwendig ſcheinenden Aenderungen referiert; der Grund 
dafür, daß der Verbandsvorſtand am 11. März 1904 be- 
ſchloß, dermalen von einer Totalreviſion Umgang zu nehmen 
und nur die Abſchaffung der Jahresbeiträge vorzuſchlagen, 
lag in divergierenden Anſichten über grundlegende Fragen. 

In der Delegiertenverſammlung in Lieſtal führte denn 
auch der damalige Verbandsſekretär aus, die vorgeſchlagene 
Partialreviſion ſolle nicht eine Verſchiebung der Total- 
reviſion bedeuten, die Totalreviſion ſei nur auf etwa 2 
Jahre verſchoben. 

Seither ſind fünf Jahre ins Land gegangen, drei 
Jahre mehr als wie in Lieſtal an der Delegiertenverſamm— 
lung angenommen wurde und immer noch muß der Ver— 
band nach den alten, den neuen Verhältniſſen nicht Rech— 
nung tragenden Statuten geleitet werden. Zu welchen un— 
erträglichen Verhältniſſen das geführt hat, iſt in einem Artikel 
unſeres Verbandspräſidenten vom 5. September 1908 
(Konſumverein 1908, Seite 301) draſtiſch dargelegt worden. 

Darum konnte eine Totalreviſion nicht mehr weiter 
hinausgeſchoben werden. Die leitenden Organe des Ver— 
bandes haben ſich deshalb an die Ausarbeitung eines neuen 
Entwurfes gemacht und denſelben in Begleit von erläu— 
ternden Bemerkungen den Verbandsvereinen zur Kenntnis 
gebracht. 

Der Entwurf unterſteht nun ſeit Ende März der Be— 
ratung und der Kritik in den Kreiſen der Verbandsvereine 
und Intereſſenten und iſt ſpeziell in den Kreiskonferenzen 
einer eingehenden Beſprechung unterzogen worden; nämlich 
von den Vereinen des 

XIV. Kreiſes am 28. März in Rorſchach, 
W „ 25. April „ Langnau-Gattikon, 

Wa e „ 2. Mai „Langenthal, 
EU 0 „ 16. „ „Chaux-de-Fonds, 

n „ 1 „ Münchenbuchſee, 
V 
nn „ 23. „ „Winterthur, 
nen E „ „„ San 

Die übrigen drei Kreiſe werden den Entwurf am 
6. Juni noch behandeln, Kreis VIII in Maiſprach, Kreis XV 
und XVI in Ragaz. 

Auch der Verein Schweiz. Konſumverwalter hat den 
Entwurf in ſeiner Verſammlung vom 22. April in Baſel 
einer eingehenden Beſprechung unterzogen. 

Soviel bis jetzt bekannt geworden, iſt wohl an den 
Einzelheiten des neuen Entwurfes nach dieſer und jener 
Richtung hin Kritik geübt worden, und es ſind eine Reihe 
von Abänderungsanträgen geſtellt worden, von denen ſpe— 
ziell diejenigen des Vereines der Konſumverwalter hervor— 
zuheben ſind. Einzelne dieſer Vorſchläge ſtellen ſich als 
Verbeſſerungen des Entwurfes dar und ſind vom Ver— 
bandsvorſtand in ſeiner Sitzung vom 22. Mai, wie den 
Verbandsvereinen durch beſonderes Zirkular mitgeteilt 
wurde, akzeptiert worden. Dieſe Abänderungsvorſchläge 
beziehen ſich ausſchließlich nur auf Einzelheiten des Ent— 
wurfes: die prinzipielle neue Grundlage, die Verwaltungs— 
reform, die Reorganiſation der Verbandsbehörden iſt nur 
in einer einzigen Konferenz angegriffen worden und zwar 
in einem Referate des früheren Verbandsſekretärs Herrn 
Dr. Hans Müller. 


Obwohl dieſe Oppoſition ganz vereinzelt daſteht, ſo 
muß doch in Anbetracht deſſen, daß Herr Dr. H. Müller 
mit dem ganzen Gewicht ſeiner Perſönlichkeit und mit ſeinen 
theoretischen und praktiſchen Kenntniſſen im Genoſſenſchafts— 
weſen dieſe Oppoſition vertritt, unterſucht werden, ob dieſe 
Oppoſition begründet ſei und ob wirklich ſowohl der Ver— 
bandsvorſtand mit ſeinen Vorſchlägen als auch alle die 
Delegierten, die bisher an den Kreiskonferenzen dem Ent— 
wurfe im Prinzip zugeſtimmt haben, auf genoſſenſchaft— 
lichen Irrwegen ſeien oder nicht. Dies wird umſo— 
mehr zur Pflicht der Verbandsleitung, als ſowohl eine 
Reproduktion dieſes Vortrages, als eine ſtenographiſche 
Aufnahme der übrigen Voten der Delegiertenverſammlung 
von Langnau auf Beſchluß und Koſten der Kreiskonferenz 
Langnau gedruckt und mit Ermächtigung der Direktion 
der heutigen Nummer des „Konſumverein“ als Separat— 
beilage beigegeben wird. Eine Ignorierung dieſer Behaup- 
tungen könnte ſonſt mißverſtändlicher Weiſe als Zuſtim— 
mung zu denſelben aufgefaßt werden. 

Mit der Aufſtellung von Behauptungen, eine beſtimmte 
Löſung einer Organiſationsfrage in genoſſenſchaftlichen 
Betrieben ſei ein genoſſenſchaftlicher Irrweg, ſollte man ſehr 
vorſichtig ſein. Zwar haben ſich in der Organiſation von 
Konſumgenoſſenſchaften nicht zuletzt dank den Bemühungen 
von Dr. H. Müller gewiſſe Normen herausgebildet, deren 
Verletzung als eine Verleugnung richtiger genoſſenſchaftlicher 
Prinzipien aufgefaßt werden darf, z. B. die Beſchränkung 
des freien Eintritts, die Schließung der Mitgliederzahl, 
der Verkauf an Nichtmitglieder, das Borgſyſtem ꝛe. Da— 
gegen gibt es neben dieſen grundlegenden Fragen viele 
andere, die nur Fragen der Zweckmäßigkeit, ſpeziell der An— 
paſſung an das Beſtehende ſind, und in denen ſchließlich 
die Entwicklung durch die beſonderen Verhältniſſe jeder 
einzelnen Genoſſenſchaft bedingt iſt, ob z. B. ein langſamer 
Uebergang zu Neuem notwendig iſt, oder ob ein radikaler 
Bruch mit der bisherigen Organiſation ohne Anknüpfung 
an das Beſtehende riskiert werden kann. Auch Herr 
Dr. Müller hat dieſe Anſicht verfochten; er hat z. B. in 
ſeinem Vortrage am internationalen Genoſſenſchaftskongreß 
in Budapeſt ausgeführt: „Für die innere Organiſation 
der Konſumvereine laſſen ſich keine überall gleich— 
mäßig zur Anwendung zu bringenden Grundſätze 
aufſtellen, die Hauptſache ſei nicht, die genoſſen— 
ſchaftlichen Grundſätze wie ſtarre Dogmen zu 
handhaben, ſondern ſie allmählig im praktiſchen Leben 
zur Geltung zu bringen.“ (Konſumverein 1904, pag. 402 3.) 
Auch die engliſchen Genoſſenſchafter ſcheinen gleicher 
Anſicht zu ſein: in ſeinem Referat über den engliſchen 
Genoſſenſchaftskongreß zu Exeter (RKonſumverein 1902 pag. 
205) zitiert Dr. Müller vorbehaltlos folgenden Paſſus aus 
der Rede des damaligen Vorſitzenden Hawkins: „In Briſtol 
(einem früheren Kongreßort) wurde gejagt, daß es viele 
Wege gebe, die zum Himmel führen; ſo möchte ich ſagen, 
daß es für Genoſſenſchaften mehr als einen Zu— 
gang zu dem gewünſchten Ziele gibt.“ 

Daß dieſe Auffaſſung richtig iſt, hat wohl jeder Genoſſen— 
ſchafter, der praktiſch tätig war, ſchon ſelbſt erfahren; die An— 
ſichten können manchmal in guten Treuen auseinandergehen 
darüber, was je im gegebenen Moment die beſte und er— 
ſprießlichſte Löſung ſei, ohne daß man deshalb der einen 
oder anderen Partei den Vorwurf machen darf, ſie ſei auf 
genoſſenſchaftlichen Irrwegen. Es kommt nicht nur vor, 
daß zu gleicher Zeit unter verſchiedenen Genoſſenſchaften 
die entgegengeſetzteſten Anſichten über die Berechtigung 
einer Maßnahme vertreten werden, ſondern es kommt ſogar 
ſehr häufig vor, daß die gleichen Perſonen zu ver— 
ſchiedenen Zeiten auch verſchiedene Anſichten ver— 
treten, d. h. ihre Meinung ändern; daß die gleichen 
Perſonen heute verbrennen, was ſie geſtern angebetet und 
umgekehrt. Schreiber dieſes hat, trotzdem er nicht eine ſo 
große Erfahrung hat im praktiſchen Genoſſenſchaftsleben 
wie Dr. H. Müller, in dieſer Beziehung ſchon genügend 


Erfahrungen geſammelt und eine Durchſicht der bisher er- 
ſchienenen 8 Bände des „Konſumverein“ bietet Beiſpiele 
für ſolche Divergenzen und Geſinnungsänderungen in 
11 und zwar ſowohl aus dem inneren Leben des Ver— 
andes wie der Verbandsvereine. 

Dieſe Möglichkeit, daß in Fragen der inneren Orga— 
niſation in guten Treuen verſchiedene Anſichten vertreten 
werden können, vorausgeſetzt, wird man ſich wohl hüten 
müſſen, auf das Riſiko hin, die Löſung einer dringend 
notwendigen Maßregel zu verunmöglichen, „viel Lärm um 
eine Katze“ zu machen, wie Dr. H. Müller einmal (Konſum— 
verein 1902, pag. 230) geſchrieben hat, d. h. aus Ange— 
legenheiten von geringer Bedeutung eine Haupt— 
und Staatsaktion zu machenz es ſchließt ein ſolches 
Vorgehen, Fragen der Zweckmäßigkeit zu Prinzipienfragen 
zu machen, auch die Gefahr in ſich, mit eigenen, früher 
dokumentierten Anſchauungen und Handlungen in Wider— 
ſpruch zu geraten. 

Wenn man von dieſem Standpunkt aus nun die in 
der Beilage enthaltenen Ausführungen und Voten 
Dr. Müllers beurteilt, jo wird man zu allſeitiger Ueber— 
raſchung feſtſtellen, daß er den Entwurf für unan— 
nehmbar erachtet und durch ſeine Einwände die ſo 
dringend notwendige Aenderung unſerer Grund— 
geſetze auf die lange Bank ſchieben will; denn auf 
eine Verſchiebung der Statutenreviſion laufen praktiſch 
ſeine Vorſchläge hinaus, da es bis zur Delegiertenverſamm— 
lung unmöglich ſein würde, einen ſeinen Intentionen ent— 
ſprechenden Statutenentwurf auszuarbeiten. 

Dr. Hans Müller kritiſiert hauptſächlich die Ver— 
waltungsreform, die neu vorgeſchlagene Organiſation der 
Verbandsbehörden; aber anſtatt ſeinen früheren Meinungs— 
äußerungen, daß ſolche Organiſationsfragen keine Fragen 
des Prinzips, keine unabänderlichen Glaubensſätze ſeien, 
treu zu bleiben, entdeckt er auf ein Mal ein neues Prinzip, 
das „demokratische Bewegungsgeſetz“, von dem aus beurteilt 
die neue Verbandsorganiſation nichts tauge. 

Da wir in ſolchen Fragen nicht Prinzipienreiter ſind, 
wollen wir gerne zugeben, daß unter gegebenen Zeiten 
und Verhältniſſen eine große Genoſſenſchaft auch unter 
einer Organiſation, die den heutigen Anſichten Dr. Müllers 
entſpricht, zur Zufriedenheit funktionieren könnte. 

Damit iſt aber nicht geſagt, daß die vom Verbands— 
vorſtand vorgeſchlagene Organiſation eine verfehlte ſei und 
die abſchätzige Beurteilung verdiene, die Dr. Müller ihr 
angedeihen läßt. 

Wir können nicht umhin der Vermutung Ausdruck 
zu verleihen, daß Dr. Müller nicht objektiv an die Beur— 
teilung der neuen Vorſchläge heranging, ſondern daß er 
von vorneherein die Abſicht hatte, die Neuerungen des 
Entwurfes, ſeien ſie wie ſie wollen, zu verurteilen und 
daß er dieſe Abſicht wirklich auch ausgeführt hat, ohne 
daran zu denken, daß er früher ſelbſt vollſtändig mit 
dem Entwurf übereinſtimmende Vorſchläge gemacht und 
mit aller Kraft verteidigt hat und daß er deshalb mit 
ſeiner Kritik eigene Aeußerungen und Hand— 
lungen aus noch nicht allzu ferner Zeit angreift. 

a) Zwar mit dem Poſtulat, den Kreis konferenzen 
die Wahl des Verbandsvorſtandes zu über— 
tragen, iſt ſich Herr Dr. Müller konſequent geblieben. 

Nur ein Mal, als im „Konſumverein“ (1902, 25) 
eine Einſendung erſchien des Inhaltes, „die Kreiskonfe— 
renzen ſeien vom Verband wohl hauptſächlich zu Zwecken 
einer Warenbörſe gegründet worden und dieſem Zwecke 
ſollte der Großteil der Zeit gewidmet fein“, hat Dr. Müller 
dieſer Auffaſſung vorbehaltlos zugeſtimmt in einer redak— 
tionellen Bemerkung. Aus allen andern Publikationen und 
Aktenſtücken geht dagegen hervor, daß Dr. Müller, ſeit 
1902 ungefähr, nach ausländiſchen Muſtern den Kreis— 
konferenzen größere Kompetenzen zuweiſen wollte, ſogar 
eigene Berufsſekretäre. 

Ein weiterer Ausbau der Kreiskonferenzen wird auch 
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vom Verbandsvorſtand als wünſchbar erachtet und kann 
den Verbandszwecken jedenfalls nur förderlich ſein: im 
heutigen Zeitpunkt dagegen ſolche ſchon zu offiziellen Or— 
ganen des Verbandes zu machen und ihnen unter Be— 
ſchränkung der Rechte der Delegiertenverſammlung die 
Wahl des Verbandsvorſtandes zu übertragen, wäre ver— 
früht. Bei der heutigen Einteilung der Kreiſe, die aus— 
ſchließlich den Verkehrsrückſichten Rechnung trägt und nicht 
der Aufgabe als Wahlkörper, würden ſich Unbilligkeiten, 
Bevorzugung einzelner Landesteile und Zurückſetzung an— 
derer ergeben, die verhängnisvoll werden könnten. Es 
geht nicht an, einem Kreiſe, der z. B. nur fünf kleinere 
Vereine umfaßt, die gleiche Vertretung zuzubilligen wie 
einem, der z. B. aus 24 größeren Vereinen gebildet 
iſt. Auch die Organiſation der Kreiſe müßte vorher aus— 
gebaut und es müßte ſolchen nicht nur Rechte zuerkannt, 
ſondern auch beſtimmte Pflichten auferlegt werden. Anderer— 
ſeits darf immerhin die Frage diskutiert werden, ob heute 
ſchon eine Stärkung des föderaliſtiſchen Elements, die 
gleichbedeutend mit der Schwächung der zentraliſtiſchen 
Tendenzen iſt, von Gutem wäre für den Verband. 

Auf jeden Fall handelt es ſich auch hier nicht um 
eine Frage des genoſſenſchaftlichen Prinzips, ſondern um 
eine Zweckmäßigkeitsfrage, bei der man in guten Treuen 
verſchiedener Anſicht ſein kann. 

5) Das Gleiche iſt der Fall mit der Frage der Ver— 
teilung des Ueberſchuſſes der Verbandsanſtalten. 
Ueber das pro und contra der Verteilung des Ueber— 
ſchuſſes nach Maßgabe der Bezüge an die Verbandsvereine 
kann man die Voten der Herren Angſt und Dr. Müller 
in der Beilage nachleſen. Kennzeichnend iſt, daß trotz der 
Möglichkeit, die die heutigen Statuten bieten, Rückver— 
gütungen nach Maßgabe der Bezüge zu leiſten, nur ein 
oder zwei Mal in den erſten Jahren der Exiſtenz des 
Verbandes dies geſchehen iſt und daß die Delegierten der 
Verbandsvereine bis jetzt immer vorgezogen haben, den 
Verband zu ſtärken, als eine Rückvergütung zu verlangen, 
die den einzelnen Verbandsvereinen doch nur unbedeutende 
Beträge zuführen würde. Zu dieſer Frage liegen ſchon aus 
früherer Zeit verſchiedene Beſchlüſſe von Kreiskonferenzen 
vor; ſo beſchloß z. B. am 27. September 1903 in Thun 
eine Kreiskonferenz des damaligen IX. Kreiſes einſtimmig 
Abſchaffung der Rückvergütungen („Konſumverein“ III., 346) 
und am 20. Dezember 1903 in Schöftland, in einer Kon— 
ferenz des damaligen VIII. Kreiſes, in der Dr. Müller 
ſelbſt über die Statutenreviſion referierte, erklärte auch 
er, entweder müſſen die Verbandsvereine mehr Anteil— 
ſcheine übernehmen oder die Rückvergütung müſſe 
abgeſchafft werden (Konſumverein IV., 13). Damals 
war das alſo keine Prinzipienfrage. 

c) Was die Stärkung der finanziellen Mittel des Ver— 
bandes durch Anteilſchein- oder Garantie-Kapital 
anbetrifft, ſo ſind darüber ſchon die verſchiedenſten An— 
ſichten, ſowohl unter den Mitgliedern der Verbandsbehörden 
unter ſich zu gleicher Zeit als auch bei den gleichen Per— 
ſonen zu verſchiedener Zeit geäußert worden. Prinzipiell 
waren alle Freunde des Verbandes je und je einig im 
Beſtreben, die Finanzen des Verbandes möglichſt zu ſtärken; 
nur darüber gingen die Anſichten auseinander wie weit 
man in den Anſprüchen an die Verbandsvereine gehen 
könne. So hat z. B. in einer Kreiskonferenz in Degers— 
heim am 30. Auguſt 1903 Dr. Hans Müller als Referent 
über die Reviſion der Verbandsſtatuten ausgeführt „die 
obligatoriſche Uebernahme von Garantieſcheinen durch die 
Vereine ſei nicht durchführbar. Es ſeien viele junge Ver— 
eine im Verband, die noch wenig eigenes Vermögen an— 
geſammelt hätten, ſolche Vereine ſeien tatſächlich nicht in 
der Lage für den Verband Garantie zu leiſten.“ (Konſum— 
verein 1903, pag. 313.) und wie aus dem Protokoll 
über die Delegiertenverſammlung in Lieſtal (1904, pag. 
204/205, Votum Gaß) hervorgeht, wurde damals ohne 
Widerſpruch die gänzliche Abſchaffung des Garantiekapitals 
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in Ausſicht geſtellt. Alſo auch hier keine Prinzipienfrage! 

) Dagegen die Organiſation der Verbandsbe— 
hörden ſoll nun auf einmal nach einem Prinzip, dem 
oben erwähnten „demokratiſchen Bewegungsgeſetz“ 
erfolgen. Anſtatt den Leitſatz von 1904 „für die innere 
Organiſation der Konſumvereine laſſen ſich keine, überall 
gleichmäßig zur Anwendung zu bringenden Grundſätze 
aufſtellen“ verkündet uns Dr. Müller ein neues Dogma: 

„In der Staatsverwaltung der Demokratie haben 
wir die Verwaltungsgrundſätze zu ſuchen und zu finden, 
welche bei der Ausgeſtaltung der Genoſſenſchaftsverbände 
maßgebend ſein müſſen.“ 

Dieſes Dogma und dann die angeblich für die Staats 
verwaltung der Demokratie von Dr. Hans Müller auf- 
gefundenen fünf Hauptgrundſätze bilden dann die Feſtung, 
von der aus die Vorſchläge des Verbandsvorſtandes be— 
kämpft werden. 

Auch wenn wir dieſes neue Dogma Dr. Müllers als 
richtig anerkennen müßten, könnten wir mit Recht beſtreiten, 
wie ſpäter gezeigt werden wird, daß ſeine Ausſetzungen 
berechtigt ſeien; in erſter Linie müſſen wir jedoch bezweifeln, 
daß dieſes willkürlich von Dr. Müller in Abweichung von 
früheren Erklärungen aufgeſtellte Prinzip nun auf einmal 
als unabänderlicher Glaubensſatz allen Genoſſenſchaftern 
verbindlich ſei. 

Man kann überzeugter Demokrat und ebenſo ent— 
ſchiedener Feind der privatkapitaliſtiſchen „Profit“-Wirtſchaft 
ſein und doch Zweifel daran hegen, ob eine bloße Kopie 
der Staatsverwaltung, auch wenn ſie demokratiſch orga— 
niſiert iſt, für eine wirtſchaftliche Bewegung wie die fon- 
ſumgenoſſenſchaftliche prinzipiell notwendig ſei und ob man 
ſich erhaben über alle techniſchen Errungenſchaften der 
privaten Unternehmungen, z. B. der großen Warenhäuſer, 
hinwegſetzen könne. Einmal ſtehen die Verwaltungsgrund— 
ſätze der Demokratie nicht ſo abſolut feſt wie Dr. Müller 
zu glauben ſcheint, ſondern ſind an verſchiedenen Orten, 
in verſchiedenen Verhältniſſen und zu verſchiedenen Zeiten 
auch verſchieden und ſind zudem ebenfalls in ſtändigem 
Fluſſe. Sodann liegt ein wichtiger Unterſchied zwiſchen 
der Staatsverwaltung und deren wirtſchaftlichen Betrieben 
und der Genoſſenſchaft darin, daß die Staatsverwaltung 
mit keiner Konkurrenz zu kämpfen hat. Staatsbürger und 
den ſtaatlichen Geſetzen unterſtellt ift jeder Konſument, nicht 
aber Mitglied von Genofjenjchaften oder Benützer von 
deren Anſtalten. Der Staat als Leiter oder Inhaber von 
Monpolbetrieben braucht nicht konkurrenzfähig 
zu ſein; wo er in freie Konkurrenz tritt, iſt er es 
infolge der Schwerfälligkeit der bureaukratiſchen Verwaltung 
gewöhnlich auch nicht. Die Genoſſenſchaft dagegen muß 
ihr Hauptaugenmerk darauf richten, mit der Privatinduſtrie 
mindeſtens in gleichem Range zu ſtehen. Iſt die Genoſſen— 
ſchaft weniger leiſtungsfähig als die privaten Unternehmer, 
wird ſie bald der Liquidation nahe ſein. Man darf eben 
nicht vergeſſen, daß trotz aller Aufklärungsarbeit, um die 
ſich ſpeziell Dr. Hans Müller verdient gemacht hat, die 
Zahl derjenigen Genoſſenſchafter die nur aus Prinzip 
Benützer der Genoſſenſchaftsanſtalten find, noch ſehr be- 
ſchränkt iſt; die meiſten erwarten doch von der Mitglied- 
ſchaft ökonomiſchen Vorteil, d. h. bei den meiſten dieſer 
Mitglieder geht einſtweilen noch die Liebe zur Genoſſen— 
ſchaft durch den Magen. Dieſe Tatſache kann theoretiſch 
eg werden, fie ableugnen hieße „Vogelſtraußpolitik“ 
treiben. 

Unſer verſtorbener Freund Stefan Gſchwind, der je 
und je die Schwerfälligkeit und Rückſtändigkeit des demo— 
kratiſchen Staates im Betrieb wirtſchaftlicher Unterneh- 
mungen, ſogar da, wo der Staat als Monopolinhaber 
unter Ausſchluß jeder Konkurrenz wirken konnte, als Haupt⸗ 
moment für die Ueberlegenheit genoſſenſchaftlicher Betriebe 
ins Feld führte und deshalb den Staatsſozialismus be— 
kämpfte, hat jedenfalls nie daran gedacht, daß einmal ein 
Führer der Genoſſenſchaftsbewegung das Axiom aufſtelle, 


die Genoſſenſchaft habe ihre Vorbilder in der Staatsver— 
waltung, die ja auch in der Demokratie nicht ganz frei 
von den Auswüchſen der Bureaukratie iſt, zu ſuchen und 
es iſt wohl denkbar, daß Gſchwind dieſer neueſten Theſe 
Dr. Hans Müllers ſeine Billigung nicht erteilen würde. 

Man darf alſo wohl, ohne in den Ruf zu kommen, 
ein Ketzer gegenüber dem Prinzip der Genoſſenſchaft zu 
ſein, an der abſoluten Verbindlichkeit dieſer Behauptung 
zweifeln. 

Des Fernern kann man auch wieder in guten Treuen 
Zweifel daran hegen, ob die Hauptkennzeichen der ſchwei— 
zeriſchen Demokratie gerade in den fünf von Dr. Müller 
herausgeſuchten Grundſätzen der Volksſouveränität, 
der Gewaltentrennung, der Selbſtregierung, 
der Kollegialität und der Verantwortlichkeit be— 
ſtehen. 

Ohne in ſtaatsrechtliche Erörterungen abzuſchweifen, 
darf wohl bemerkt werden, daß die Volksſouveränität 
als oberſtes Prinzip der politiſchen Demokratie die Selbſt— 
regierung ſchon in ſich ſchließt, daß die Ausführung 
derſelben aber je nach Umſtänden ſehr verſchieden iſt; kleine 
Gemeinden und große Städte, Landsgemeindekantone und 
Städtekantone müſſen das Prinzip ganz auf verſchiedene 
Weiſe verwirklichen. 

Das Prinzip der Gewaltentrennung hat mit der 
reinen Demokratie, wo alle Gewalt ungetrennt bei der 
Geſamtheit der Stimmberechtigten liegt, nichts zu tun. 
Falls das ſouveräne Volk nicht mehr in der Lage iſt, wie 
die alten Athener, alle Souveränitätsrechte, vollziehende, 
richterliche und geſetzgeberiſche, ſelbſt auszuüben, ſo iſt es 
doch kein demokratiſches Dogma, daß nun alle richterlichen 
Funktionen nur an die richterliche, alle geſetzgebenden 
Funktionen nur an die geſetzgebende und alle ausführende 
Gewalt nur an die vollziehende Behörde abgetreten werden 
dürfen; in der reinen Demokratie behält ſich der Souverän 
alle Rechte, die er ohne Nachteil ſelbſt ausüben kann, ſelbſt 
vor, und läßt ſich in der Delegation ſeiner Gewalten nicht 
durch Prinzipien leiten; jo haben wir 3.8. keinen demo⸗ 
kratiſch regierten Kanton, in dem die geſetzgebende Behörde 
gar keinerlei Eingriffsrecht in die Exekutive hätte. 

Das Prinzip der Kollegialität iſt auch kein abſo— 
lutes Dogma der Demokratie; theoretiſch kann der Sou— 
verän gewiſſe Kompetenzen, falls er ſolche überhaupt de— 
legiert, auch an Einzelperſonen delegieren, und wo ſolche 
doch an Kollegialbehörden abgetreten werden, wird das 
Prinzip der Kollegialität oft genug durchlöchert, indem 
in praxi bei den meiſten gerößeren Verwaltungen der 
Schweiz der Departementsvorſteher oder der Abteilungschef 
die meiſten Entſcheidungen ſelbſtändig vornimmt und all— 
fällige Kollegialentſcheide nur Beſtätigungen der Einzel— 
entſcheide darſtellen; in praxi wird in monarchiſchen 
Staaten z. B. in Deutſchland das Kollegialſyſtem in ſtaat— 
lichen Verwaltungen viel mehr befolgt. 

Was endlich das Prinzip der Verantwortlichkeit 
anbetrifft, ſo können in der Schweiz nicht die ſtaatlichen 
Verwaltungen den juriſtiſchen Perſonen, ſondern umgekehrt 
die letzteren dem Staate zum Vorbilde dienen; bei den 
Aktiengeſellſchaften und Genoſſenſchaften ſtatuiert das Ob— 
ligationenrecht eine ſehr ſtrenge Solidarhaft der leitenden 
Organe, während von den 25 ſchweizeriſchen Kantonen 
höchſtens 2 bis 3 theoretisch eine Verantwortlichkeitsklage 
gegen die oberſten Behörden des Staates zulaſſen; in praxi 
jedoch iſt eine ſolche Klage noch nie durchgeführt worden, 
trotzdem bekanntlich in den öffentlichen Verwaltungen z. B. 
viel mehr und größere Kreditüberſchreitungen vorkommen 
als in Aktiengeſellſchaften oder Genoſſenſchaften. 

Alſo auch die zweite Vorausſetzung von Dr. Hans 
Müller kann in guten Treuen angefochten werden. 

Trotzdem ſtellen wir die Behauptung auf, daß der 
Entwurf des Verbandsvorſtandes auch von den neuen 
Prinzipien des Herrn Dr. Müller aus beurteilt, einer 
objektiven Kritik Stand hält: 


1. Vom Standpunkt der Volksſouveränität aus 
ſind der Delegiertenverſammlung — auch Dr. Hans 
Müller anerkennt dieſe als die Geſamtheit der Stimm— 
berechtigten, während eigentlich nach dem Prinzip der 
reinen Demokratie die 180,000 — 200,000 Mitglieder der ein— 
zelnen Verbandsvereine den Souverän darſtellen und durch 
Urabſtimmung und Urwahl ihre Rechte auch bezüglich des 
Verbandes ausüben ſollten — alle maßgebenden, haupt— 
ſächlich geſetzgeberiſchen Kompetenzen zugeteilt worden. 

2. Die Gewaltentrennung iſt in der Weiſe durch— 
geführt, daß die Delegiertenverſammlung alle Rechte, die 
ſie ohne Nachteil für die erſtrebten wirtſchaftlichen Ziele 
ausüben kann, behält und die anderen Rechte nach dem 
gleichen Grundſatz delegiert, d. h. dem Auſſichtsrat und 
deſſen Ausſchuß ſind neben der beaufſichtigenden Tätigkeit 
noch alle diejenigen verwaltenden Funktionen übertragen 
worden, die ohne Nachteil für den geſchäftlichen Erfolg 
dem kleinen Kollegium der Verwaltungskommiſſion ent— 
zogen und dem größeren des Auſſichtsrats übertragen 
werden können. Das iſt jedenfalls demokratiſcher, 
als einer Theorie zu Liebe alle Gewalt ohne Not 
einem Z—ögliedrigem Vorſtand zu überlaſſen. 

3. Das Prinzip der Selbſtregierung hat heute 
noch nicht vollſtändig durchgeführt werden können, infofern 
als die Wahl der Verwaltungskommiſſion nicht der Dele- 
giertenverſammlung, ſondern dem Aufſichtsrat übertragen 
wird. Dafür wählt aber die Delegiertenverſammlung den 
21gliedrigen Aufſichtsrat. 

Dieſer Vorſchlag entſpringt der rein praktiſchen Er— 
wägung, daß unſere Delegierten heute noch nicht eine ſolche 
genaue Kenntnis aller in Betracht fallenden Perſönlich— 
keiten beſitzen, daß man ihnen unbedenklich die Wahl dieſer 
in Zukunft für das Gedeihen des Verbandes wichtigſten 
Behörde übertragen kann. Auch Dr. Hans Müller ſetzt 
auf Seite 22 feines Vortrages auseinander, daß bei der 
heutigen Ausdehnung unſerer Bewegung „die Delegierten 
nur in den ſeltenſten Fällen die Männer genau 
kennen, die ihnen zur Wahl für den Verbands— 
vorſtand vorgeſchlagen werden“. 

Zugegeben, daß dies für die Wahl in den Verbands— 
vorſtand oder in den zukünftigen Aufſichtsrat einiger— 
maßen zutreffen kann, ſo iſt doch der Nachteil dieſer 
Regelung geringer, als wenn die Delegiertenverſammlung 
auch die Mitglieder der Verwaltungskommiſſion zu wählen 
hätte. Bei den jetzt und künftig laut Statutenentwurf der 
Delegiertenverſammlung zugedachten Wahlkompetenzen han— 
delt es ſich um Wahlen von Perſonen im Nebenamt, wo 
ein allfälliger Mißgriff ohne Nachteil für die Exiſtenz des 
Betreffenden wieder gut gemacht werden kann. Nach dem 
Vorſchlage von Dr. Hans Müller dagegen hätte die Dele— 
giertenverſammlung in Zukunft entweder die Mitglieder 
der Verwaltungskommiſſion oder drei ſtändige Delegierte 
zu wählen, die alle mit Annahme der Wahl ihre bisherige 
Lebensſtellung aufgeben müßten. In ſolchen Fällen wäre 
ſchon aus Gründen des Mitleidens ein eventueller Mißgriff 
viel ſchwerer zu korrigieren. 

Es iſt ja nicht ausgeſchloſſen, daß wir in der Zu— 
kunft einmal dazu gelangen werden, auch die Wahl der 
Verwaltungskommiſſion den Delegierten, vielleicht auch 
der Urwahl zu übertragen; heute iſt die Delegiertenver— 
ſammlung noch nicht reif hiezu; um das zu erreichen, 
müßte man mit einem ſtabileren Wahlkörper rechnen 
können. Die Delegierten müßten jeweils längere Zeit 
zum voraus und auf mehrere Jahre gewählt werden, 
regelmäßig die Publikationen des Verbandes erhalten und 
ſtudieren. Heute jedoch werden die Delegierten gewöhn— 
lich unmittelbar vor der Verſammlung gewählt und im 
Intereſſe der genoſſenſchaftlichen Propaganda laſſen die 
Vereine gerne einen Wechſel unter den Delegierten ein— 
treten. 

4. Das Prinzip der Kollegialität ſoll ver- 
letzt ſein, weil nicht alle Vorſteher der Abteilungen in 
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die Verwaltungskommiſſion delegiert werden ſollen; da— 
durch ſollen diejenigen Abteilungsvorſteher, die der Ver— 
waltungskommiſſion angehören, eine Präponderanz vor 
den übrigen erhalten. Dem gegenüber iſt zu bemerken, 
daß ſchon allein die Schaffung der Verwaltungskommiſ— 
ſion einen Sieg des Kollegialitätsprinzips darſtellt. Die 
Mitglieder derſelben ſind einander gleichgeſtellt und was 
die einzelnen Departemente anbetrifft, jo iſt auch hier vor- 
geſehen, daß jedes Departement mehrere gleichberechtigte 
Vorſteher haben kann, unter denen das Mitglied der 
Verwaltungskommiſſion nur den „primus inter pares“ 
darſtellt. Dieſen Einwand von Herrn Dr. Müller zu ver- 
nehmen, nimmt ſich etwas ſonderbar aus, da er in ſeiner 
langen Wirkſamkeit im Verbande nie nach dem Prinzip 
der Gleichſtellung gehandelt hat; während heute z. B. im 
Sekretariat drei Vorſteher kollegial zuſammenarbeiten, hat 
Herr Dr. Müller nur kurze Zeit einen II. Sekretär (Herrn 
Dr. Munding) neben ſich geduldet, im übrigen aber ſeine 
Mitarbeiter ſtets im Range von Untergebenen, von Ad— 
junkten, belaſſen. 

5. Was endlich das Prinzip der Verantwort— 
lichkeit anbetrifft, jo entſpricht die vorgeſchlagene Re— 
gelung allen geſetzlichen Anforderungen; die Behauptung, 
ſie verſtoße daher gegen die Vorſchriften des Obligationen— 
rechts, iſt durchaus unbegründet. 

Die neue Verwaltungskommiſſion als Vorſtand des 
Verbandes hat alle Verantwortlichkeit für ihre Handlungen 
zu übernehmen; die Mitglieder des Aufſichtsrats und von 
deſſen Ausſchuß find neben der Verwaltungskommiſſion 
für die eigenen Handlungen und für diejenigen der Ver⸗ 
waltungskommiſſion, die ſie in Kenntnis der Sachlage 
gebilligt oder nicht verhindert hatten, wo ſie ſolche hätten 
verhindern ſollen oder können, verantwortlich. Durch recht⸗ 
zeitige Erklärung zu Protokoll kann ſich jedes Mitglied 
der Verwaltungskommiſſion, des Aufſichtsrats oder deſſen 
Ausſchuſſes der Verantwortlichkeit für eine Handlung oder 
Unterlaſſung, die es den Intereſſen des Verbandes als zu— 
widerlaufend erachtet, entſchlagen. 

Soweit zur Kritik der Verbandsſtatuten, die mit Ver— 
ſtößen gegen angebliche Prinzipien begründet wird. 

Der Verbandsvorſtand iſt nun allerdings bei Aus— 
arbeitung der neuen Statuten nicht bewußt von obigen 
Prinzipien ausgegangen, ſondern wollte lieber in Analogie 
von Art. 1 des neuen ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuches vor— 
gehen, das heißt, in den Fällen, wo weder die Prinzipien 
des Genoſſenſchaftsweſens noch diejenigen der Demokratie 
eine beſtimmte Wegleitung geben können, bewährter 
Lehre und Praxis folgen und im übrigen 
nach Zweckmäßigkeitsgründen entſcheiden 
und als bewährter Lehrer galt vor allen Herr 
Dr. Hans Müller, was nachfolgend noch zu be— 
gründen iſt: 

Die tatſächliche Leitung der Verbandsinſtitute lag 
ſchon ſeit geraumer Zeit nicht mehr bei der Direktion noch 
dem Vorſtande, ſondern bei den Verbandsbeamten, wie 
dies des Genaueren in dem eingangs zitierten Artikel 
unſeres Verbandspräſidenten ausgeführt iſt. 

Da auch Dr. Müller (auf Seite 23 ſeines Vortrages) 
die Anſicht vertritt, daß bei der Umgeſtaltung von Ver— 
bandsorganiſationen an das Beſtehende anzuknüpfen und 
das Beſtehende entſprechend auszugeſtalten iſt, ſo ſollte er 
konſequenterweiſe der vorgeſchlagenen Löſung, die den wirk— 
lich handelnden Perſonen auch die Verantwortlichkeit über— 
trägt, zuſtimmen. Heute bekämpft er dieſe Löſung; aber 
früher gingen ſeine Vorſchläge ganz nach der gleichen 
Richtung. Noch in der letzten Direktionsſitzung (20. Nov. 
1907), der Dr. Müller beiwohnte, ſprach er ſich dafür aus, 
wie folgender Protokollauszug beweiſt: 

Herr Dr. Müller beantragt eine ſehr baldige Statuten- 
reviſion. Er findet, daß die Direktion, die in Art. 42, Abſ. 3, 
geforderte Aufſicht nicht führen kann. Die Verantwort⸗ 
lichkeit dürfe nicht nur auf einer Schulter (z. B. Jäggi) liegen, 
auch nicht auf zwei, ſondern auf mehreren Schultern. 
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Die Direktion habe die Pflicht, wenn ſie 
die Aufſicht nicht mehr nach Statuten aus— 
führen könne, das der Delegiertenverſammlung mitzu— 
teilen und zu verlangen, daß Remedur geſchaffen werden ſoll, 
und zwar ſofort. 

„Iſt die Verbandsdirektion die Stelle, die initiativ eingreift? 
Nein! Dies iſt nie der Fall geweſen und das ſollte doch ſein. 
Die Verbandsdirektion hört auf zu jein, was ſie nach Statuten 
ſein ſoll, ebenſo der Verbandsvorſtand. Es liegt eine 
ſchwere Verantwortung darauf, die Statuten 
reviſion noch zu verſichieben. Auch die Verwalter können 
heute und hauptſächlich, da Herr Jäggi zur Zeit allein iſt, nicht 
alles jo machen, wie es gemacht werden ſollte.“ 


Am prägnanteſten kann jedoch die Uebereinſtimmung 
der Anſichten Dr. Hans Müllers mit den heutigen Vor— 
ſchlägen des Verbandsvorſtandes durch einen Vergleich 
ſeines Vorgehens bei der Statutenrevifion des A. C. V. 
Baſel dargetan werden. 


Dr. Hans Müller war in den Jahren 1902— 1904 
Präſident der betreffenden Statutenreviſionskommiſſion und 
der damalige Entwurf beruhte hauptſächlich auf ſeinen 
Vorſchlägen und wurde von ihm mit der ihm eigenen 
Energie verteidigt. Die Notwendigkeit einer Statuten— 
reviſion beruhte der Hauptſache nach auf den gleichen 
Gründen, welche die Reviſion der Verbandsſtatuten not— 
wendig gemacht haben. 


Der erläuternde Bericht zu dieſem Entwurfe, datiert 
21. April 1904, die damals von Dr. Müller vertretenen 
Anſichten wiedergebend, lautet auszugsweiſe folgendermaßen: 


„Die Hauptänderung, welche die vorliegenden Statuten bringen, 
beſteht in einer veränderten Organiſation der Verwaltung. Der frühere 
Verwaltungsrat iſt in einen Aufſichtsrat verwandelt und an 
Stelle der Betriebskommiſſionen iſt eine Direktion getreten, die, aus 
drei Mitgliedern beſtehend, als zentrale Verwaltungsbehörde zu wirken 
die Aufgabe hat. 

Die Gründe hierfür ſind im weſentlichen folgende: 

Der Umfang der Geſchäfte unſerer Genoſſenſchaft iſt im Laufe der 
letzten Jahre erheblich gewachſen und wird vorausſichtlich auch künftig 
noch zunehmen. Nun iſt es aber ein Ding der Unmöglichkeit, die Ge— 
ſchäfte einer Genoſſenſchaft, die eine Anzahl größerer Betriebe (Waren: 
geſchäft, Bäckerei, Schlächterei, Brennmaterialien, Wein und Bier, Milch, 
Schuhwaren ꝛc.) beſitzt und deren Umſatz im letzten Jahre über 12 
Millionen Franken betrug, durch eine Behörde richtig verwalten zu laſſen, 
die aus Männern beſteht, welche in der Regel höchſtens ein- bis zwei 
mal in der Woche an Abenden ſich beſammeln können und die meiſt 
in ganz anderen Berufen tätig ſind. Hierzu kommt noch, daß die Ge— 
noſſenſchaft in der Wahl von Perſonen, denen genügend freie Zeit zur 
Verfügung ſteht, um ſich dem A. C. V. und ſeinen Geſchäften zu widmen, 
immer mehr beſchränkt wird. Die Anforderungen, die an die Zeit, die 
Arbeitskraft und Kenntniſſe der Mitglieder des gegenwärtigen Verwaltungs— 
rates und der Betriebskommiſſion geſtellt werden, ſind ſo groß, daß es 
erfahrungsgemäß außerordentlich ſchwer hält, jeweilen geeignete Per— 
ſönlichkeiten zu gewinnen. Die erwähnten Verhältniſſe legen nun den 
Gedanken nahe, die Verwaltung einem, wenn auch kleinen Kollegium 
von Fachmännern zu übertragen, die kaufmänniſch vorgebildet, ihre 
ganze Kraft der Verwaltung widmen können. Eine ſolche Behörde iſt 
notwendig geworden, damit die Geſchäfte des A. C. V. ſchnell, prompt 
und ſicher erledigt werden können. Sie iſt unentbehrlich geworden, weil 
der X. C. V. mit feiner fortſchreitenden Entwicklung eine Behörde braucht, 
in der die Fäden der verſchiedenen Betriebe und Geſchäftszweige zuſammen⸗ 
laufen, und die dadurch in den Stand geſetzt wird, die geſamten An— 
gelegenheiten des A. C. V. richtig und ſachverſtändig zu leiten. Das 
heutige Syſtem paßt nicht mehr für den A. C. V., weil es eben ein 
Ding der Unmöglichkeit iſt, einen Betrieb von der Ausdehnung unſerer 
Genoſſenſchaft mit einem Jahresumſatz von bald 13 Millionen Franken, 
ſo nebenher nach Feierabend zu leiten und zu überblicken. 

Dem Genoſſenſchaftsrat hat es jedoch fern gelegen, mit dieſer Direktion 
eine allmächtige Behörde zu ſchaffen. Er hat daher auch die Kompe- 
tenzender Direktion durch die Statuten in vielen Beziehungen 
eingeſchränkt und beſtimmt, daß die Mitglieder der Direktion peri— 
odiſch ſich einer Neuwahl zu unterziehen haben, und endlich hat er dieſer 
Behörde eine permanente Aufſichtskommiſſion des Genoſſenſchaftsrates 
übergeordnet, die den Titel Aufſichtsrat führt und der eine große 
Anzahl wichtiger Kompetenzen gegeben ſind. Es trifft 
alſo nicht zu, wenn behauptet wird, an die Stelle einer demokratiſchen 
Verwaltung ſei ein autokratiſches Syſtem getreten. Der Zweck und die 
Wirkung der vorgeſchlagenen Aenderung beſteht darin, die Verwaltung 
des A. C. V. leiſtungsfähiger und wirkſamer zu machen, ſie zeitgemäß zu 
verbeſſern um den geſteigerten Anforderungen möglichſt Genüge zu leiſten. 

Es darf auch an dieſer Stelle darauf hingewieſen werden, daß die 
größeren Genoſſenſchaften in andern Ländern, in Deutſchland, England, 
Oeſterreich längſt zu dem in den neuen Statuten vorgeſchlagenen Syſtem 
fachmänniſcher Verwaltung übergangen ſind, und es hat ſich dabei ge— 
zeigt, daß jene Genoſſenſchaften dabei außerordentlich gut proſperiert haben.“ 


Aus dieſen Erläuterungen geht hervor, daß die Situation 
im . C. V. Baſel und die heutige im Verbande einander 
gleichen wie ein Ei dem anderen, mit der Verſchlimmerung 
für den Verband, daß deſſen Vorſtandsmitglieder nicht alle 
am Sitze des Verbandes, ſondern über die ganze Schweiz 
zerſtreut wohnen. Demgemäß decken ſich auch die vorge— 
ſchlagenen Aenderungen und zwar nicht nur in den Grund— 
lagen, ſondern auch in Detailpunkten, die heute von Dr. 
Müller beanſtaudet werden; zur Illuſtration des Geſin— 
nungswechſels von Dr. Müller werden nachſtehend einige 
Beiſpiele angeführt: 

a) Auf Seite 13 der Beilage beanſtandet Dr. Müller 
die Stufenleiter der Verbandsbehörden, wie ſie in § 26 
des Entwurfes aufgezählt ſind; die Verwaltungskommiſſion 
müſſe vorangeſtellt werden, „da es logiſch unbeſtreitbar 
iſt, daß, bevor irgend ein Organ Aufſicht führen kann, 
ein anderes da ſein muß, um gewiſſe Handlungen vorzu— 
nehmen, die beaufſichtigt werden können“. 1904 hat aber 
Dr. Müller ganz die gleiche Reihenfolge vorgeſchlagen, wie 
folgende Gegenüberſtellung lehrt: 

Entwurf Verbandsvorſtand. 
Statuten V. S. K. 1909 


Entwurf Dr. H. Müller. 
Statutenreviſion A. C. V. Baſel 


von jetzt an einfach Entwurf 1904 
V. S. K. (4909) von nun an einfach Entwurf 
X. CV. (Müller 1904) 
§ 26. 


$ 23. Die Organe der Genoſſen 
Die Behörden des Verbandes ſchaft ſind: a) die Mitglieder in 
ſind: ihrer Geſamtheit; ſie üben ihre 
Rechte durch die Urabſtimmung, 
durch die Generalverſammlung 
und durch die Wahlen in den 
Genoſſenſchaftsrat aus. 
a) die Delegiertenverſammlung, | b) der Genoſſenſchafsrat, 
b) der Aufſichtsrat und deſſen [e) der Aufſichtsrat, 
Ausſchuß, 
ée) die Verwaltungskom- | d) die Direktion. 
miſſion (Vorſtand), 
) die Reviſoren (Kontrollſtelle.) [e) die Rechnungsreviſoren. 

Wenn dieſe Stufenleiter alſo fehlerhaft ſein ſollte, ſo 
hat auf jeden Fall nicht Herr Dr. Müller Veranlaſſung 
das zu rügen. 

b) Ferner verlangt Dr. Müller, daß die Verwaltungs— 
kommiſſion dem Aufſichtsrat vorangeſtellt werde, weil fie in 
Zukunft als verantwortlicher Vorſtand fungieren ſolle. 
Ebenſo beanſtandet er, daß der Aufſichtsrat nicht nur 
Aufſicht führen, ſondern auch gewiſſe entſcheidende Befugniſſe 
zugeteilt erhalte. Die Verwaltungskommiſſion ſei eine 
Art Regierungsrat, die Delegiertenverſammlung eine Art 
Kantonsrat und der Aufſichtsrat eine Art Geſchäftsprüfungs— 
kommiſſion. Auch dieſe Kritik iſt vollſtändig unberechtigt; 
wäre der Aufſichtsrat eine Geſchäftsprüfungskommiſſion, 
ſo könnten wir die Rechnungsreviſoren, die heute und 
auch in Zukunft neben den Rechnungen auch die Geſchäfts— 
führung prüften, ruhig abſchaffen. Dr. Müller weiß auch 
ganz genau, daß die Kompetenzen des Aufſichtsrates ganz 
andere ſind, als diejenigen einer Geſchäftsprüfungskommiſſion, 
ſonſt würde er nicht tadelnd beanſtanden, daß dem Auf— 
ſichtsrat noch eine Reihe von verwaltenden Funktionen 
übertragen ſind. 


Aus ſachlichen Gründen kann nun die Uebertragung 
von Kompetenzen der Verwaltung an den Aufſichtsrat 
nicht angefochten werden, da ſie aber doch angefochten 
werden muß, muß ſie als Verletzung irgend eines Prinzipes 
hingeſtellt werden und dieſes neue Prinzip iſt folgendes: 

„In der Demokratie gibt es nur einen Großen Rat, 
in unſerem Falle identiſch mit der Delegiertenverſammlung, 
und einen Regierungsrat, identiſch mit der Verwaltungs— 
kommiſſion; alſo kann der Aufſichtsrat nur eine Art Ge— 
ſchäftsprüfungskommiſſion ſein.“ Wo in aller Welt ſteht 
denn geſchrieben, daß dieſe Vorausſetzung richtig ſei? 
Wenn man Vergleiche anſtellen will — wir ſind der 
Anſicht daß die meiſten Vergleiche hinken — ſo kann man 
ebenſo gut ſagen: die Delegiertenverſammlung iſt das Volk, 


der Aufſichtsrat iſt der Große Rat, der ſich verſchiedene 
Verwaltungskompetenzen ſelbſt vorbehalten hat und die 
Verwaltungskommiſſion iſt der Regierungsrat. Dann 
fallen alle Einwände in ſich zuſammen. 

Der Verbandsvorſtand beruft ſich jedoch bei ſeinem 
Vorſchlag nicht auf ſolche Prämiſſen und Vergleiche. Sein 
Vorſchlag ruht auf dem Geſetz und ſo lange er auf dieſem 
Boden ſteht iſt er feſt gegründet. Art. 695, Obligationen— 
recht (O. R.) ſchreibt vor, daß jede Genoſſenſchaft einen 
Vorſtand haben muß und Art. 705 O. R. ergänzt dieſe 
Vorſchrift durch folgende Beſtimmung: 

„Die Genoſſenſchaft kann dem Vorſtande 
einen Ausſchuß ſowohl zur Ueberwachung der Geſchäfts— 
führung als nach Umſtänden zur Mitwirkung bei 
wichtigen Geſchäften beiordnen.“ Das Geſetz 
erklärt alſo ausdrücklich als zuläſſig, daß 
durch die Statuten dem Vorſtande gewiſſe Kom— 
petenzen entzogen und daß dem Aufſichtsrat 
auch die Mitwirkung bei wichtigen Geſchäften 
übertragen werden kann; es gibt hier nicht nur 
einen Weg, ſondern es laſſen ſich die mannigfachſten 
Kombinationen, je nach Umſtänden der Eigenart, den 
Bedürfniſſen und der bisherigen Entwicklung angepaßt, 
treffen. Von ſolchen Kombinationen iſt je und je in 
ähnlichen Fällen Gebrauch gemacht worden, wir erinnern 
z. B. an die Organiſation der größten ſchweizeriſchen 
Einzelgenoſſenſchaft, der ſchweizeriſchen Volksbank. 

Daß die Verteilung der Kompetenzen auf ſolche Weiſe 
geordnet werden kann iſt jedenfalls ein Vorzug unſeres 
Entwurfes. Nachdem man ſich einmal entſchloſſen, die 
Verwaltungskommiſſion zum Vorſtand zu machen, war 
es gerade vom demokratiſchen Prinzip aus gegeben, dem 
Aufſichtsrate, der nun an die Stelle des bisherigen Ver— 
bandsvorſtandes tritt, alle diejenigen Kompetenzen noch 
zu belaſſen, die ohne Nachteil für die wirtſchaftlichen Zwecke 
des Verbandes dieſem noch belaſſen werden konnten, 
gerade weil man wie Dr. Müller auf Seite 23 der Beilage 
als Prinzip aufführt „an das Beſtehende anknüpfen und 
Sprünge vermeiden wollte.“ 

Uebrigens folgt auch hier wieder des Verbandsvor— 
ſtands bewährte Theorie und Praxis, wie nachfolgende 
Aufſtellung zeigt: 

Entwurf V. S. K. 1909. Entwuf A. C. V. (Dr. Müller 1904). 
§ 35. Der Aufſichtsrat hat § 43. Dem Auſſichtsrat liegen 
innerhalb der Schranken der | insbeſondere folgende Pflichten 
Statuten folgende Obliegenheiten | ob: 
und Befugniſſe: 7. 
4. Wahl und Entlaſſung der 
Verbandsangeſtellten, deren 
Anfangsgehalt Fr. 4000. — 
überſteigt. 9. 
5. Feſtſtellung der Dienſt- und 
Gehaltsordnungen. beiter. 
8. Aufnahme von feſten Anleihen. | 10. Aufnahme von 
ı. ꝛc. 20. 

e) Dr. Müller beanftandet ferner, daß man die Kom— 
petenzen des Vorſtandes der Verwaltungskommiſſion über— 
tragen wolle ſtatt den Verbandsvorſtand zu reorganiſieren 
und aus demſelben drei Delegierte auszuwählen, die gegen 
Bezahlung im Hauptamt die Geſchäfte des Verbandes leiten 
ſollten; dem gegenüber iſt zu bemerken, daß Dr. Müller 
1904 im A. C. V. die Verwaltung auch nicht durch eine 
Reform des Verwaltungsrates, der doch ſeit 1865 exiſtiert, 
alſo hiſtoriſcher iſt als der Verbandsvorſtand, reorganiſieren 
wollte, ſondern in gleicher Weiſe, wie der Verbandsvor— 
ſtand es heute vorſchlägt. Dieſer Einwand iſt allerdings 
mehr ein Streit um Worte; ob nun tüchtige Genoſſen— 
ſchafter als Angeſtellte oder Beamte — der Name tut 
nichts zur Sache — die Geſchäfte leiten, oder als bezahlte 
Mitglieder des Vorſtandes, wird wohl auf das Gleiche 
hinauskommen; die Hauptſache iſt, daß ſie ihre ganze 
Kraft in den Dienſt des Verbandes ſtellen und treu ihre 
Pflicht erfüllen. Delegierte des Verwaltungsrates befinden 


Wahl aller Angeſtellten, deren 
Anfangsbeſoldung den Be 
trag von Fr. 2400. — über 
ſteigt. 

Feſtſtellung der Reglemente 
für die Angeſtellten und Ar 


Anleihen 
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ſich heute meiſt bei Aktiengeſellſchaften, die in dieſem Falle 
alſo auch Dr. Müller als Vorbild dienen dürfen. 

Immerhin ſchließt der Wortlaut des Entwurfes nicht 
aus, daß in Zukunft einzelnen Mitgliedern des Auſſichts— 
rates beſtimmte Aufgaben übertragen werden können, wo— 
für ſie dann ſelbſtverſtändlich entſprechend zu honorieren 
wären. 

d) Auch in der Frage der Selbſtregierung war Dr. 
Müller früher anderer Anſicht. In ſeinem Statutenentwurf 
von 1904 war vorgeſehen, daß die Direktion des A. C. V. 
identiſch mit unſerer Verwaltungskommiſſion) vom Genoſſen— 
ſchaftsrat gewählt werde. Ein Gegner des neuen Syſtems 
ſtellte in den Beratungen den Antrag, die Direktion durch 
Urabſtimmung wählen zu laſſen und zwar im Intereſſe 
der Demokratie. Unſer bewährter Genoſſenſchafter Chriſtian 
Gaß trat dem in der Sitzung vom 18. März 1904 gegen- 
über und erklärte, der Genoſſenſchaftsrat ſei beſſer in der 
Lage, bewährte Männer und richtige Genoſſenſchafter zu 
wählen. Dr. Müller unterſtützte dieſe Ausführungen und 
erklärte, er übernehme alle Verantwortlichkeit, von Auto— 
kratie könne nicht geſprochen werden; die Hauptſache 
ſei eine gut funktionierende Verwaltung; die 
neuen Statuten ſeien entſchieden auf demo— 
kratiſchem Syſtem aufgebaut. 


e) Dr. Müller vermißt ferner in dem Entwurfe des 
Verbandsvorſtandes eine erſchöpfende Aufzählung der Funk— 
tionen und Beſugniſſe der Verwaltungskommiſſion; er be— 
zeichnet als die größte Enttäuſchung des Entwurfes, 
daß die Aufgaben und Befugniſſe des Verbandsvorſtandes 
nur in dem Satze umſchrieben ſeien: „die Verwaltungs— 
kommiſſion führt die Geſchäfte des Verbandes gemäß den 
Statuten und den Beſchlüſſen der zuſtändigen Behörden 
unter eigener Verantwortlichkeit in kollegialer Weiſe“ und 
ſtellt als das Unſinnigſte des ganzen Entwurfes hin, „daß 
die Verwaltungskommiſſion an die Beſchlüſſe der zuſtän— 
digen Behörden gebunden ſei“. 

Dieſe ſo energiſch kritiſierte Kompetenzausſcheidung iſt 
unſeres Erachtens klar und unmißverſtändlich. 

Daß der Verbandsvorſtand darauf verzichtet hat, eine 
genauere Umſchreibung der Kompetenzen der Verwaltungs— 
kommiſſion vorzunehmen, hat ſeine guten Gründe. Die Ver— 
waltungskommiſſion hat alle Kompetenzen, die nicht einer 
anderen Behörde zugeteilt ſind. Eine detaillierte und er— 
ſchöpfende Umſchreibung iſt gar nicht möglich und würde 
eine Beeinträchtigung der weiteren Entwicklung darſtellen, 
denn „täglich, ſtündlich geſchehen in einer Ge— 
noſſenſchaft viele Dinge, von denen nichts, gar 
nichts in den Statuten ſteht“. So hat Dr. Müller im 
Herbſt 1905 (Konſumverein V 393) in einer Polemik gegen 
Herrn Dr. Kully geſchrieben und die Konſequenz aus einer 
ſolchen Auffaſſung iſt eben die, daß man ſich in den Statuten 
nicht allzuſehr binden darf. 

Doch ziehen wir wiederum Herrn Dr. Müller vom 
Jahre 1904 zu Rate: 

Entwurf V. 8. K. 1909. 
§ 43. Die Verwaltungskommiſſion 

führt die Geſchäfte gemäß den 
Statuten und den Beſchlüſſen 


Statuten X. C. V. (Müller 1904.) 
§ 46. Die Direktion führt die 
ſämtlichen Geſchäfte der Ge 
noſſenſchaft ſelbſtändig, ſoweit 


der zuſtändigen Behör— ſie nicht durch die Statuten 


den unter eigener Ver 
antwortlichkeit und kol— 
legialer Weiſe. 


und Reglemente oder die 
Beſchlüſſe des Aufſichts— 
rats und Genoſſenſchaftsrat 


darin beſchränkt iſt; ſie iſt 
für ihre Geſchäftsführ— 
ung verantwortlich. 
845. Ein vom Aufſichtsrat zu 
erlaſſendes Reglement wird 
die Funktionen der Verwal- Einzelnen werden durch Re 
tungstommilfion normieren. glement feſtgeſtellt. 

Im Jahre 1904 hat alſo Dr. Müller als notwendig 
erachtet, daß die Direktion des A. C. V. an die Beſchlüſſe 
des Aufſichtsrats gebunden und trotzdem für die 
Geſchäftsführung verantwortlich iſt, ebenſo daß deren 


§ 49. Die Funktionen der Mit⸗ 
glieder der Direktion im 
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Funktionen nicht durch die Statuten, ſondern durch ein 
Reglement umſchrieben werden, heute iſt der 
identiſche Vorſchlag des Verbandsvorſtandes eine 
Verletzung des demokratiſchen Prinzips! 

Wir wollen dieſe Blütenleſe von Vergleichen und 
Gegenüberſtellungen nicht weiter fortſetzen, wir wollen 
auch auf weitere Ausſetzungen aus dem Vortrage von Dr. 
Hans Müller, die zum Teil auf eine große Unterſchätzung 
der kaufmänniſchen Tätigkeit in den Verbandsbetrieben, 
von deren Erfolgen doch zum größten Teil auch das An— 
ſehen des Verbandes abhängt, zurückzuführen ſind, nicht 
eintreten. Es lag uns nur daran, nachzuweiſen, daß die 
Vorſchläge des Verbandsvorſtandes denn doch nicht jo 
minderwertig und grundſatzlos ſind, wie man dies beim 
Leſen des Vortrages von Dr. Müller vom Jahre 1909 anneh— 
men muß. Wenn wir uns zur Verteidigung der angegriffenen 
Neuerungen des Entwurfes als Eideshelfer auf Herrn 
Dr. Müller vom Jahre 1904 berufen und feine Ausfüh— 
rungen von heute mit ſeinen frühern Aeußerungen und 
Handlungen widerlegen mußten, ſo fällt die Verantwort— 
lichkeit, dieſe Widerſprüche aufgedeckt zu haben, nicht auf 
unſer Haupt. Wäre die Publikation des Vortrages unter— 
blieben und nicht ſpeziell noch deſſen Beilage zu unſerm 
Verbandsorgan verlangt worden, ſo hätten wir auf dieſe 
Polemik gerne verzichtet. 

Der Verfaſſer vorſtehender Ausführungen hätte ſeine 
Tätigkeit als neuer Verbandsſekretär gerne mit einer er⸗ 
freulicheren Arbeit eröffnet, als in dem Organ, in dem 
Herr Dr. Hans Müller ſo oft ſeine glänzende Feder für die 
Verbandsintereſſen geführt hat, gegen ſeinen Vorgänger, 
deſſen Verdienſte er hoch ſchätzt, zu polemiſieren, aber die 
Verteidigung des neuen Statutenentwurfes, an dem der 
Verfaſſer eifrig mitgewirkt und für den er mit Ueberzeugung 
eintritt, machte dieſe Auseinanderſetzung zur Pflicht. 

„Amieus Plato, magis amica veritas“, d. h. 
auf den heutigen Fall übertragen: Herr Dr. Hans Müller 
gilt mir viel, mehr aber noch gelten mir die Intereſſen 
des Verbandes ee Konſumvereine. 


Das heutige re geſtattet einen Blick in die 
Backſtube der anno 1906,07 erbauten Bäckerei der Allgem. 
Konſumgenoſſenſchaft Schaffhauſen. Der Brotbedarf wird 
gegenwärtig in zwei Doppelöfen hergeſtellt; die Jahres— 
produktion pro 1908 betrug 352,931,5 kg Großbrot und 
diverſes Backwerk im Werte von Fr. 11,141.14. Die ma⸗ 


ſchinelle Einrichtung beſteht aus einer Mehl⸗Siebmaſchine, 


einer Knetmaſchine, einer Teigteilmaſchine, ſowie fahrbaren 
Gähr- und Brotſtändern. Sowohl die Ofenanlage als auch 
die Maſchinen ſtammen aus dem bekannten Spezialgeſchäft 
Werner & Pfleiderer in Cannſtadt. Der Antrieb der Ma— 
ſchinen, ſowie eines vom Keller bis zum Mehlmagazin 
im J. Stock führenden Aufzuges geſchieht durch einen 
Elektromotor. 


PP 


Aus unſerer egg, 


Baden. (K.⸗Korr.) Nachdem das hieſige „Oeffentliche 
Leſezimmer“ ſchon früher mehrere Jahre in einer Depen— 
denz des Konſumvereins untergebracht war, wegen des 
Neubaues des „Kunſtgütli“ aber einige Zeit an einem 
andern Orte inſtalliert werden mußte, ſtellte ihm der Vor— 
ſtand ein Zimmer des Gartenhauſes beim jetzigen Verwal— 
tungsgebäude zur Verfügung und richtete dasſelbe als Heim 
ein, das ſehr gut gelegen iſt und aller Vorausſicht nach ein 
ſtabiles bleiben wird. Hoffentlich zeigen ſich die Beſucher 
dem Konſumverein gegenüber für dieſes Entgegenkommen 


dadurch dankbar, daß ſie der Anſtalten des Konſumvereins 
gedenken, d. h. bei ihm einkaufen und gelegentlich dem— 
ſelben beitreten. 

— Nach dem neuen Entwurf für Verbandsſtatuten 
tritt an Stelle des bisherigen Vorſtandes ein Aufſichts— 
rat. Es iſt anzunehmen, daß die bisherigen Vorſtands— 
mitglieder auch in dieſe neue Behörde gewählt werden. 
Seit 11 Jahren gehört dem Vorſtand des Verbandes 
unſer Verwalter, Herr Glattfelder, an. Die letzte 
Kreiskonferenz in Baden ſchlägt daher Herrn Glattfelder 
zur Wahl in den Aufſichtsrat vor und gibt der Hoffnung 
Ausdruck, daß auch die übrigen Vereinsdelegierten ihm ihr 
Vertrauen neuerdings ſchenken werden. 

Derendingen. Unſer dortiger Verbandsverein erſtattet 
in Kürze Bericht über ſein 8. Betriebsjahr. Die Zahl der 
Mitglieder iſt wieder um 10 geſtiegen und beträgt jetzt 90. 
Austritte fanden keine ſtatt. Der Umſatz hat ſich von 
Fr. 25,000 pro 1907 auf Fr. 27,500 pro 1908 erhöht. 
Die dabei gemachten Erſparniſſe von Fr. 4916 werden 
nach Beſchluß der Generalverſammlung vom 15. Mai wie 
folgt verwendet: Fr. 2750 als Rückvergütung von 10 %% 
an die Mitglieder, Fr. 1000 Einlage in den Reſervefonds, 
Fr. 500 in den Baufonds und Fr. 50 für genoſſenſchaft— 
liche Propaganda. Das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ 
wurde für ein weiteres Jahr abonniert. Die Verwaltung 
ſchreibt darüber: 

„Es ſteht außer Zweifel, daß das trefflich redigierte 
Organ viel zur Erſtarkung unſerer Genoſſenſchaft beitragen 
wird. Auch heute richten wir an Euch und ſpeziell an 
die werten Frauen den Appell: Lest recht fleißig das „Ge— 
noſſenſchaftliche Volksblatt“, es belehrt Euch über Zweck 
und Ziel des Genoſſenſchaftsweſens und zeigt Euch, was 
Großes durch Einigkeit erreicht werden kann.“ 

Aus der Bilanz ſeien folgende Poſten angeführt: 
„Mobiliar Fr. 851, Warenlager Fr. 9080, Buchforderungen 
Fr. 1767.05, Bankanleihen Fr. 2093, Spareinlagen von 
Mitgliedern und Vereinen Fr. 1090, Reſervefonds mit der 
diesjährigen Einlage Fr. 4798, Baufonds Fr. 500.“ 
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pee dee g des Auslands. 


Deutſchland. 

Der Allgemeine Konſumverein in Braun— 
ſchweig konſtatiert in ſeinem 18. Jahresbericht wieder 
einen beträchtlichen Fortſchritt, trotzdem eine ganze Reihe 
von Faktoren das Geſchäfts- und Vereinsleben ungünſtig 
beeinflußten. Während ſich die Mitgliederzahl von 7095 
auf 8491 erhöhte, ſtieg der Umſatz von Fr. 2,858,340. 96 
auf Fr. 3,398,753. 51. Alle Betriebszweige nahmen an dem 
Aufſchwunge teil. Nachdem das neuerbaute Lagerhaus in 
Betrieb genommen worden, wird auch die Bäckerei durch 
einen großartigen Neubau erweitert. 

Das ganze Berichtsjahr war ſozuſagen ein beſtändiger 
Kampf des „Schutzvereins für Handel und Gewerbe in 
Braunſchweig“ gegen die Genoſſenſchaft. Jedoch war der 
Erfolg ganz auf Seite der Angegriffenen. Alle Verleum— 
dung und Verhetzung, ja behördliche Schikanen vermochten 
den Entwicklungsgang der Konſumgenoſſenſchaft nicht un— 
günſtig zu beeinfluſſen. 


Berichtigung. In das Referat über die Kreis— 
konferenz in Winterthur hat ſich ein Mißverſtändnis ein— 
geſchlichen. Nicht V. S. K., ſondern A. C. V. Baſel hat die 
Selbſtverſicherung des Perſonals gegen Unfall eingeführt 
und damit ſehr gute Erfahrungen gemacht, über die hier 
gelegentlich berichtet werden ſoll. 8. 


der heutigen Nummer liegt das Protokoll der Ver— 
handlungen der Konferenz; des XI. Kreiſes vom 25. IV. 1909 Sei. 


Nedaktion: In Vertretung: Dr. Oscar Schär. 


„Der Gelduerkehr „ a] 


des Verbands ſchweizeriſcher Konſumvereine. 
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er Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine nimmt verzinsliche Gelder entgegen: 


in Kontoliorrentverliehr, 


in Depolitenrechnung, 
gegen Ausgabe von Obligationen. 


l. Nontokorrentverkehr. 

Jedem Konſumverein, der mit der Zentral 
ſtelle in geſchäftlichen Verkehr tritt, wird ein Konto— 
forrent mit Zinſenverrechnung eröffnet. Die 
Verbandsvereine werden für den Betrag der Fakturen 
mit Wert 30 Tage nach dem Ausſtellungstag der 
Faktur belaſtet, dagegen werden ihnen ihre Bar 
ſendungen, ſowie Rimeſſen und Checks auf ſchweizeriſche 
Bankplätze mit Wert 1 Tag nach dem Eingang der 
betreffenden Geldbeträge gutgeſchrieben. 

Die Guthaben werden à 4% verzinit. 

Vereinen, die Kontokorrent-Guthaben beim Verband 
beſitzen, ſteht das Recht zu, auch in anderer Weiſe als 
in Warenbezügen über ihr Kontokorrent-Guthaben zu 
verfügen, ſei es durch direkten Bezug von Barſchaft, 
Anweiſungen oder Checks auf die Ordre dritter Perſonen. 


II. Depoſiten rechnung. 

Verbandsvereine können beim Verband ver— 
zinsliche Gelder in Depoſitenrechnung anlegen, wofür 
ihnen ein beſonderes Depoſitenkonto eröffnet wird. 

Die Einzahlungen können auf beliebige Summen 
lauten und in Barſendungen, Checks oder Wechſeln auf 
ſchweizeriſche Bankplätze geleiſtet werden. Die Ver— 
zinſung beginnt mit dem auf den Eingang folgenden 
Werktag und läuft bis zum Tage vor der Rückzahlung. 
Der Zinsfuß beträgt bis auf weiteres 4½ Prozent. 

Die Depotgläubiger können über ihre Einlagen 
nur nach zweimonatlicher Kündigung verfügen und 
zwar, nach ihrer Wahl, durch direkte Barbezüge vom 
Verband oder durch ihre Anweiſungen und Checks auf 
dritte Perſonen oder durch Girbübertragung auf ihr 
Kontokorrent. 


Der Verband nimmt von Vereinen und von einzelnen Perſonen Gelder an gegen Ausgabe von Obligationen 
mit halbjährlichen Zinscoupons. 

Die Beträge müſſen mindeſtens auf Fr. 100 oder auf eine durch 100 teilbare Summe lauten. 
werden auf den Namen oder auf den Inhaber ausgeſtellt. 
müſſen aber dem Verband ſchriftlich angemeldet werden. 

Die Obligationen ſind auf ein, drei oder fünf Jahre feſt und nachher ſowohl von Seite des Gläubigers als 


II. Ausgabe von verzinslichen Obligationen. 


Die Obligationen 
Uebertragungen von Namen-Obligationen ſind geſtattet, 


des Schuldners auf 3 Monate kündbar. 
Die Einlöſung des Coupons und die Kapitalrückzahlungen erfolgen ſpeſenfrei an der Kaſſe des Verbands, ſowie 
bei ſämtlichen Konſumvereinen, welche Mitglied des Verbands ſind. 


N 


Der Zinsfuß wird jeweilen vom Verbandsvorſtand feſtgeſetzt und im Verbandsorgan bekannt gemacht; er 
beträgt zur Zeit 4½ Prozent. 


N auf den Kontokorrentverkehr, die Depoſitenrechnungen und : 8 
ER, D die Obligationen haften deſſen Vermögen und Garantie 


können 
l. 
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Für die Verbindlichkeiten des Verbands mit Bezug 


kapital nach Maßgabe der Statuten. 


Zahlungen an den Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine in Baſel 
in folgender Weiſe gemacht werden: 

Bei jedem Voſtbuxeau für unſere Rechnung auf unſern Voſt-Eheck-HKonto 
No. 31V (Baſel), 

Bei der Schweiger. Nationalbank, deren Filialen und Agenturen, 
auf unſer Giro-Konto, 

Bei lämtlichen Stantonalbanken und deren Filialen können Geld: 
einzablungen und Zleberweiſungen auf unſer Konto bei der Basler 
Kantonalbank ſpeſenfrei gemacht werden. 


Kochfett „UNION“ 


bestes Ersatzmittel der teuren Kochbutter, 
erstklassiges Produkt, den besten Konkurrenz- 
produkten ebenbürtig und zugleich sehr preis- 
würdig. Die tit. Vereinsverwaltungen sind ein- 
geladen, ihre Mitglieder auf die Vorzüglichkeit 


Kochfett „UNION' 


aufmerksam zu machen. Kochfett „Union“ ist 2 
Eigenprodukt des V.S.K. und wird in 5 Preislagen 5 
hergestellt. | 


Hielbewusst . 
bevorzugt der Konsumgenossenschafter die 
Produkte der 


